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Niedersächsisches Justizministerium

-Landesjustizprüfungsamt-

Zweite juristische Staatsprüfung

Aktenvortrag im Öffentlichen Recht
KV-ÖR 313
Prüfervermerk zur Vortragsakte

Der Lösungsvermerk ist als Bestandteil der Verfahrensakten des Landesjustizprüfungsamtes geheim zu halten. Eine anderweitige Verwendung des Aktenvortrages ist erst nach ausdrücklicher Freigabe durch das Landesjustizprüfungsamt zulässig.

Der nachfolgende Prüfervermerk ist keine Musterlösung, sondern soll - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - auf die Hauptprobleme des Falles hinweisen und zugleich verdeutlichen, welche Überlegungen das Prüfungsamt veranlasst haben, den Fall für eine Prüfungsaufgabe vorzusehen. Der Vermerk ist für die Prüferinnen und Prüfer nicht verbindlich. Für einen praxisgerechten Vortrag ist es nicht erforderlich, dass alle hier angesprochenen Fragen behandelt werden.

Die Hinweise berücksichtigen, dass den Bearbeiterinnen und Bearbeiter (Bearb.) bei der Bearbeitung keine Kommentierungen zur Verfügung stehen. Es kann an zu problematisierenden Prüfungspunkten daher grundsätzlich nicht erwartet werden, dass Bearb. die jeweilige herrschende Meinung, die Rechtsprechung und/oder die Mindermeinungen als solche kennen. Deshalb reicht es für die Bearbeitung aus, dass die Probleme erkannt und argumentativ vertretbar gelöst werden, auch wenn das eine gewisse Diskrepanz zu der praktischen Tätigkeit am Arbeitsplatz darstellen kann.

Handelt es sich um Standardprobleme, deren Kenntnis vorausgesetzt werden muss, ist aus anwaltlicher Sicht die herrschende Rechtsprechung zu berücksichtigen, um dem Mandanten zutreffend beraten zu können.

Die Idee zu diesem Vortrag entstammt einer Vortragsakte des LJPA Berlin (KV -Nr. 606), die gekürzt, vereinfacht, örtlich verlegt, zeitlich angepasst und überarbeitet wurde. Ihr liegt das Verfahren VG Düsseldorf 15 L 1733/07 zugrunde.
A. Mandantenbegehren
Die Mandantin, die Catania GmbH, vertreten durch ihren Geschäftsführer, Herrn Dr. Pistorius, möchte wissen, ob sie mit Aussicht auf Erfolg gegen den Widerspruchsbescheid der Stadt Göttingen vom 12.02.2016 vorgehen kann. 
B. Zeittafel

10.06.2011
Antrag auf Fällgenehmigung der Klarmann/Schubert GbR

20.09.2011
Bescheid über Fällgenehmigung und Ausgleichszahlung (bekannt gegeben am 22.09.2011)

21.11.2011
Widerspruch der Klarmann/Schubert GbR

2013
Erwerb des Grundstücks durch die Mandantin
23.03.2015
Schreiben der Stadt Göttingen an die Mandantin
31.03.2015
Antwortschreiben der Mandantin
12.02.2016
Erlass des Widerspruchsbescheids, Zahlungstermin: 10.03.2016 
15.02.2016   Zustellung des Widerspruchbescheides
22.02.2016
Anwaltliche Beratung (= Entscheidungszeitpunkt)
C. Gutachten

Der Mandantin ist eine verwaltungsgerichtliche Klage anwaltlich nur anzuraten, soweit diese erfolgversprechend, d.h. zulässig und begründet ist.  
I. Zulässigkeit einer Anfechtungsklage
Eine Anfechtungsklage nach § 42 Abs. 1 VwGO müsste zulässig sein.
1. Verwaltungsrechtsweg 

Der Verwaltungsrechtsweg ist nach § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO eröffnet, weil es sich um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nichtverfassungsrechtlicher Art handelt und abdrängende Sonderzuweisungen nicht bestehen. Öffentlich-rechtlich ist eine Streitigkeit, wenn die zugrunde liegenden Normen ausschließlich den Staat in seiner Eigenschaft als solchen berechtigen. Dies ergibt sich hier daraus, dass das Verfahren nach Maßgabe der Normen der Baumschutzsatzung, die einseitig den Staat berechtigen, zu entscheiden ist.
2. Statthaftigkeit

Statthafte Klageart ist insoweit die Anfechtungsklage gem. § 42 Abs. 1 VwGO, weil die Mandantin die Aufhebung eines ihn belastenden Verwaltungsaktes im Sinne des § 35 S. 1 VwVfG in Gestalt des Widerspruchsbescheids begehrt.
Ein belastender Verwaltungsakt ist gegeben, weil die Mandantin aufgrund des Grundstückserwerbes in die Rechte und Pflichten der Alteigentümerin eingetreten ist und damit auch in deren Verpflichtung zum ökologischen Ausgleich nach der BSch-Satzung. Nach § 7 BSch-Satzung haftet auch der Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers für die Erfüllung der Verpflichtungen aus § 6 BSch-Satzung, der wiederum Regelungen zur Ausgleichspflanzung bzw. -zahlung enthält.
Damit ist die Mandantin gleichzeitig auch in die verfahrensrechtliche Stellung der GbR im Widerspruchsverfahren eingetreten. Dies ergibt sich zwar nicht eindeutig aus dem Wortlaut der Norm. Dafür spricht jedoch deren Sinn und Zweck: Wie bereits ausgeführt, soll die Norm sicherstellen, dass die Verpflichtungen aus der BSch-Satzung effektiv durchgesetzt werden können und dies ist nur dann möglich, wenn sich die Wirkungen der Norm auch auf das Verwaltungsverfahren erstrecken. Der Zweck des Widerspruchsverfahrens (Selbstkontrolle der Verwaltung und Entlastung der Gerichte) kann auch mit der Fortführung des bereits begonnenen Widerspruchsverfahrens erfüllt werden (BVerwG, Beschluss vom 12.06.2006 – Az. 3 B 181/05, juris). Der Rechtsnachfolger erfährt dadurch keine rechtlichen Nachteile, da er seine Auffassung im Widerspruchs- bzw. Klageverfahren noch kundtun kann. Hier bestand diese Möglichkeit für die Mandantin sogar noch vor Erlass des Widerspruchsbescheids durch das Schreiben der Stadt vom 23.03.2015. Für den Eintritt der Mandantin in die verfahrensrechtliche Stellung der Rechtsvorgängerin spricht auch, dass die Alteigentümerin das Widerspruchsverfahren mangels einer den § 265 Abs. 2 ZPO i.V.m. § 173 VwGO entsprechenden Regelung nicht fortführen durfte, da mit dem Verkauf auch ihre Verfahrensführungsbefugnis entfallen ist  (BVerwG, aaO). Auch eine analoge Anwendung der Vorschrift auf das Widerspruchsverfahren scheidet mangels planwidriger Regelungslücke aus. Diese Norm bezieht sich auf gerichtliche Verfahren mit dem Zweck, bei einem Wechsel der Aktivlegitimation das bisherige Prozessergebnis zu erhalten und der Notwendigkeit einer erneuten Klageerhebung vorzubeugen sowie das Interesse der Parteien daran zu schützen, den Prozess mit dieser Partei mit einer rechtskräftigen Entscheidung zur Sache zu Ende zu führen. Das Verwaltungsverfahren ist geprägt durch die Grundsätze Einfachheit, Zweckmäßigkeit und Zügigkeit (vgl. § 10 VwVfG), eine vergleichbare Interessenlage ist deshalb nicht anzunehmen (BVerwG, Beschluss vom 12.06.2006 – Az. 3 B 181/05, Rn. 7, juris; VG Berlin, Urteil vom 20.05.2014 – Az. VG 24 K 229.13.).
3. Klagebefugnis

Die Mandantin ist als Adressat eines  belastenden VA (siehe oben unter 2.) auch gem. § 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt.

4. Richtiger Klagegegner

Die Stadt Göttingen als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist gemäß § 78 Abs. 1 Nr. 1 VwGO die richtige Klagegegnerin.

5. Vorverfahren 
Weiterhin müsste ein ordnungsgemäßes Vorverfahren stattgefunden haben, § 80 NJG i.V.m. §§ 68 ff. VwGO. Grundsätzlich ist entgegen des § 80 Abs. 1 NJG gem. § 80 Abs. 3 Nr.4 e NJG („der den Naturschutz und die Landschaftspflege betreffenden Rechtsvorschriften der Europäischen Union und des Bundes sowie des Landes Niedersachsen“) ein Vorverfahren erforderlich.

Fraglich ist, ob er Widerspruch nicht verfristet ist, da die Widerspruchsfrist von einem Monat ab Bekanntgabe gem. § 70 Abs. 1 S. 1 VwGO  bei Einlegung des Widerspruchs durch die Alteigentümerin bereits abgelaufen war. Denn der Ausgangsbescheid wurde der Alteigentümerin am 22.09.2011 bekannt gegeben, der Widerspruch ging jedoch erst am 21.11.2011 bei der Stadt Göttingen ein. Dies muss sich die Mandantin als Rechtsnachfolgerin der Alteigentümerin allerdings zurechnen lassen (siehe die Ausführungen unter 2.). 
Allerdings darf die Widerspruchsbehörde nach ständiger Rechtsprechung  (siehe nur BVerwG, Urteil vom 20.06.1988 – Az. 6 C 24/87, juris; a.A. die hL, Pietzner/Ronellenfitsch, Das Assessorexamen im Öffentlichen Recht, 13. Aufl., Rn. 1254 ff. m.w.N.) auch über einen verspäteten Widerspruch in der Sache entscheiden (als sog. „Herrin des Widerspruchsverfahrens“) und damit den Weg zu den Verwaltungsgerichten eröffnen mit der Folge, dass sie sich nicht mehr auf das Fristversäumnis berufen kann, weil sie sich in der Sache eingelassen hat.

Da hier im Einzelnen vieles streitig ist („Heilungsmöglichkeit“ durch Einlassung in der Sache trotz Bestandskraft, Prüfungsstandort, Konsequenzen für die Klage), sollten die Kandidaten diesen Punkt aufgrund der Hinweise im Sachverhalt als Problem erkennen und an einer vertretbaren Stellen einer Lösung zuführen (Siehe dazu Pietzner/Ronellenfitsch, Das Assessorexamen im Öffentlichen Recht, 13. Aufl., Rn. 539 ff., insbes. Rn. 542 ff., Rn. 1254 ff. m.w.N.). Sollten sich die Kandidaten der Lehrmeinung anschließen, die auf die Bestandskraft des VA abstellt, müssten sie ggf. im Hilfsgutachten weiter prüfen.

6. Beteiligten- und Prozessfähigkeit

Die Mandantin ist als GmbH und somit juristische Person beteiligtenfähig gemäß § 61 Nr. 1 Alt. 2 VwGO und durch ihren Geschäftsführer prozessfähig, § 62 Abs. 3 VwGO i.V.m. § 35 Abs. 1 S. 1 GmbHG. Die beklagte Stadt Göttingen ist gem. § 61 Nr. 1 Alt. 2 beteiligtenfähig und gem. § 62 Abs. 3 VwGO prozessfähig.

7. Ergebnis

Die Klage ist nach der hier vertretenen Ansicht  zulässig.

II. Begründetheit der Klage

Die Klage dürfte, soweit sie zulässig ist, – jedenfalls nach der hier vertretenen Auffassung – nicht begründet sein. Der Bescheid der Stadt Göttingen vom 20.09.2011 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 12.02.2016 ist rechtmäßig und verletzt die Mandantin nicht in ihren Rechten, § 113 Abs. 1 S. 1 VwGO.

1. Formelle Rechtmäßigkeit 

Anhaltspunkte für eine formelle Rechtswidrigkeit des Bescheids bestehen nicht, insbesondere hatte die Mandantin wegen des Schreibens der Stadt Göttingen vom 23.03.2015 Gelegenheit zur Stellungnahme, sodass kein Verstoß gegen § 28 VwVfG vorliegt. 

2. Materielle Rechtmäßigkeit

Der Bescheid ist auch materiell rechtmäßig. Die Voraussetzungen der Rechtsgrundlage liegen vor und Anhaltspunkte für eine ermessenswidrige Ausübung des Auswahlermessens seitens der Stadt Göttingen bestehen nicht.

a) Voraussetzungen der Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für die Ausgleichsabgabe von 2000,00 € ist § 6 Abs. 1 S. 1, 2, Abs. 8 i.V.m. § 7 BSch-Satzung. Deren Voraussetzungen liegen hier vor. 

aa) Ausgleichsabgabe

Nach § 6 BSch-Satzung ist der Antragsteller zum ökologischen Ausgleich verpflichtet, wenn die Beseitigung eines geschützten Baumes genehmigt wird. Antragstellerin war hier die Klarmann/Schubert GbR, der eine Fällgenehmigung für eine Weide und eine Birke – zwei nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 BSch-Satzung geschützte Laubbäume – auf dem Grundstück Modersohnstr. 30 erteilt worden ist, von der die GbR auch Gebrauch gemacht hat. 

Das Wahlrecht nach § 6 Abs. 1 S. 2 BSch-Satzung hat die Alteigentümerin jedoch nicht genutzt und keine Pläne für Ersatzpflanzungen vorgelegt. Zudem waren Ersatzpflanzungen nach den damaligen Plänen der Alteigentümerin auf dem Grundstück auch nicht möglich und laut Bearbeitervermerk ist dies auch weiterhin der Fall. Gem. § 6 Abs. 6 S. 1 BSch-Satzung sind Ersatzpflanzungen grundsätzlich auf dem Grundstück des Verpflichteten vorzunehmen, so dass bei der Wahl Ersatzpflanzung § 6 Abs. 6 S. 2 BSch-Satzung greifen würde, der bestimmt, dass, wenn Ersatzpflanzungen standortbedingt nicht möglich sind, die Ausgleichsabgabe zu zahlen ist.

Die Höhe der Ausgleichszahlung bestimmt sich nach § 6 Abs. 8 i.V.m. Abs. 4 BSch-Satzung und ist nach dem Bearbeitervermerk als zutreffend zu unterstellen und damit nicht zu beanstanden. 

bb) Rechtsnachfolge

Die Mandantin haftet als Rechtsnachfolgerin gem. § 7 BSch-Satzung für die Alteigentümerin. Soweit sie der Auffassung ist, es bedürfe eines besonderen Haftungsbescheids ihr gegenüber, ist dies nicht zutreffend. Etwas Entsprechendes lässt sich den Vorschriften nicht entnehmen. Zudem ist Sinn und Zweck der Norm die effektive Durchsetzung der Bestimmungen der BSch-Satzung und die Verhinderung der Umgehung durch eine schnelle Veräußerung, so dass auch unter diesem Gesichtspunkt davon auszugehen ist, dass es eines solchen Bescheides gerade nicht bedurfte, da dies das Verfahren verlängert und verkompliziert. Weiterhin ist insoweit zu bedenken, dass auch nur der Rechtsnachfolger überhaupt Ersatzpflanzungen auf dem Grundstück rechtlich vornehmen darf.

b) Auswahlermessen

Die Stadt hat auch ihr Auswahlermessen fehlerfrei ausgeübt. Gem. § 7 BSch-Satzung hat sie bei der Auswahl des Pflichtigen ausweislich des Wortlauts „haftet auch“ ein Auswahlermessen, dass sie ermessensfehlerfrei ausüben muss. Da die Behörde zunächst versucht hat, den Betrag bei der Alteigentümerin und ihren Gesellschaftern zu vollstrecken und damit gescheitert ist, ist es nicht zu beanstanden, dass er die Zahlung von der Mandantin verlangt.

III. Kostenentscheidung

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf §§ 73 Abs. 3 Satz 3 VwGO iVm. § 7 BSch-Satzung und auf § 80 Abs. 1 VwVfG.
III. Ergebnis
Da ein Widerspruch, auch wenn er für zulässig angesehen wird, jedenfalls nicht begründet ist, ist der Mandantin von gerichtlichen Schritten abzuraten.
